
Beilage 15/2009 zu den Wortprotokollen des Oö. Landtags
XXVII. Gesetzgebungsperiode 


Vorlage

der Oberösterreichischen Landesregierung

betreffend das 
Landesgesetz, mit dem das Oö. Gesundheitsfonds-Gesetz,

das Oö. Kulturförderungsgesetz, das Oö. Land- und forstwirtschaftliche Schulgesetz,
das Oö. Objektivierungsgesetz 1994 und das Gesetz über das landwirtschaftliche Siedlungswesen geändert werden
[Direktion Verfassungsdienst: Verf-1-114001/70-2009]

I.
Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs

In verschiedenen landesgesetzlich vorgesehenen Gremien (Gesundheitsplattform, Landes​kulturbeirat, Schulbeirat, Personalbeirat, Kuratorium des Landwirtschaftlichen Siedlungsfonds für Oberösterreich) soll sich das in der Oö. Landesregierung herrschende Kräfteverhältnis widerspiegeln. Gleichzeitig muss darauf geachtet werden, dass das Verhältnis der Größe der Gremien adäquat zu den jeweils gestellten Aufgaben bleibt.

Zu Art. I (Änderung des Oö. Gesundheitsfonds-Gesetzes) ist zu bemerken, dass Art. 19 Abs. 2 der Art. 15a B-VG-Vereinbarung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens (2008), LGBl. Nr. 58/2008, bestimmt, dass in der Gesundheitsplattform das Land und die Sozialversicherungsträger zu gleichen Teilen vertreten sein müssen. Somit ist auch die Mitgliederzahl der Vertreter der Sozialversicherung zu erhöhen.

Zu Art. II (Änderung des Oö. Kulturförderungsgesetzes) ist zu bemerken, dass die maximale Mitgliederzahl des Landeskulturbeirats mit höchstens 27 Mitgliedern gleich bleibt. 
Bereits seit dem Jahr 2001 wird ein "Fachbeirat VI: Regionale Kulturentwicklung" geführt; in den Vorschlagspaketen des Landeskulturbeirats 2003 und 2006 fordert dieser die gesetzliche Verankerung des Fachbeirats VI "Regionale Kulturentwicklung" als ständigem Beirat. Mit dem vorgeschlagenen Entwurf soll dieser Forderung entsprochen werden.
Zu Art. III (Änderung des Oö. Land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes) ist zu bemerken, dass mit der Bestimmung des § 77 Abs. 1 im Übrigen auch den grundsatzgesetzlichen Rahmenbedingungen (vgl. § 3 des Bundesgesetzes vom 29. April 1975 betreffend Grundsätze für die Organisation und den Wirkungsbereich der land- und forstwirtschaftlichen Schulbeiräte, BGBl. Nr. 317/1975) Rechnung getragen wird.
Zu Art. V (Änderung des Gesetzes über das landwirtschaftliche Siedlungswesen) ist zu bemerken, dass die leitende Beamtin bzw. der leitende Beamte als stellvertretende Vorsitzende bzw. stellvertretender Vorsitzender vorgesehen wird.

II.
Kompetenzgrundlagen

Die Kompetenz zur Erlassung des Oö. Gesundheitsfonds-Gesetzes und des Oö. Kultur​förderungsgesetzes ergibt sich aus Art. 15 und Art. 17 B-VG.

Die Kompetenz zur Erlassung des Oö. Land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes ergibt sich aus Art. 14a Abs. 1 B-VG (Generalklausel zu Gunsten der Länder) und Art. 14a Abs. 4 B-VG (Grundsatzgesetzgebung des Bundes, Ausführungs​gesetzgebung und Vollziehung der Länder).
Gemäß Art. 21 Abs. 1 B-VG obliegt den Ländern die Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des Dienstrechts der Bediensteten der Länder. Durch den Entfall des früher geltenden Homogenitätsgebots im Art. 21 Abs. 1 B-VG (Bundesverfassungsgesetz BGBl. I Nr. 8/1999) dürfen die in Angelegenheiten des Dienstrechts erlassenen Gesetze und Verordnungen der Länder von den das Dienstrecht regelnden Gesetzen und Verordnungen des Bundes abweichen.
Die Kompetenz zur Erlassung des Gesetzes über das landwirtschaftliche Siedlungswesen ergibt sich aus Art. 12 Abs. 1 Z. 3 B-VG (Grundsatzgesetzgebung des Bundes, Ausführungsgesetz​gebung und Vollziehung der Länder) und Art. 15 Abs. 6 B-VG (grundsatzgesetzfreier Raum).

III.
Finanzielle Auswirkungen

Durch diese Gesetzesnovelle werden (voraussichtlich) weder dem Land noch den Gemeinden (oder dem Bund) gegenüber der derzeitigen Rechtslage (nennenswerte) Mehrkosten erwachsen. 

IV.
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union

Dieser Gesetzesnovelle stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften entgegen.
V.
Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Männer
Die in dieser Gesetzesnovelle enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Männer. 
Die Texte der vorliegenden Gesetzesnovelle wurden geschlechtergerecht formuliert. Eine Anpassung des gesamten Gesetzestextes wäre - im Vergleich mit den inhaltlichen Änderungen der vorliegenden Novelle - mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden und ist daher hier unterblieben, soll aber bei der nächsten dafür geeigneten Gelegenheit vorgenommen werden.

Aus der nicht durchgängig geschlechtergerechten Textierung darf keinesfalls die Zulässigkeit tatsächlicher Differenzierungen bei denjenigen Bestimmungen abgeleitet werden, die noch nicht geschlechtergerecht formuliert sind.

VI.
Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Verfassungsbestimmungen. Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist nicht vorgesehen.

Die Oberösterreichische Landesregierung beantragt, der Oberösterreichische Landtag möge

1.
diese Regierungsvorlage gemäß § 25 Abs. 5 der Oö. Landtagsgeschäftsordnung 2009 keinem Ausschuss zur Vorberatung zuweisen sowie
2.
das Landesgesetz, mit dem das Oö. Gesundheitsfonds-Gesetz, das Oö. Kultur​förderungsgesetz, das Oö. Land- und forstwirtschaftliche Schulgesetz, das Oö. Objektivierungsgesetz 1994 und das Gesetz über das landwirtschaftliche Siedlungswesen geändert werden, beschließen.

Linz, am 16. November 2009
Für die Oö. Landesregierung:

Dr. Pühringer
Landeshauptmann

Landesgesetz,
mit dem das Oö. Gesundheitsfonds-Gesetz,

das Oö. Kulturförderungsgesetz, das Oö. Land- und forstwirtschaftliche Schulgesetz,
das Oö. Objektivierungsgesetz 1994 und das Gesetz über das landwirtschaftliche Siedlungswesen geändert werden

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Änderung des Oö. Gesundheitsfonds-Gesetzes

Das Oö. Gesundheitsfonds-Gesetz, LGBl. Nr. 2/2006, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 5/2008, wird wie folgt geändert:
1.
§ 6 Abs. 1 Z. 1 lautet:

"1.
neun Mitglieder, die von der Landesregierung nach dem Verhältnis der Vertretung der Parteien in der Landesregierung bestellt werden, darunter hat sich das nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung für das Krankenanstaltenwesen zuständige Regierungsmitglied zu befinden;"

2.
Im § 6 Abs. 1 Z. 2 wird das Wort "sieben" durch das Wort "neun" ersetzt.

Artikel II

Änderung des Oö. Kulturförderungsgesetzes


Das Oö. Kulturförderungsgesetz, LGBl. Nr. 77/1987, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 58/2000, wird wie folgt geändert:

1.
Im § 7 Abs. 1 wird in der Aufzählung nach "Fachbeirat V: Architektur, Denkmalpflege, Ortsbildpflege und Altstadterhaltung" der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die Aufzählung um die Wortfolge "Fachbeirat VI: Regionale Kulturentwicklung." ergänzt.
2.
§ 7 Abs. 2 lit. a lautet:

"a)
neun von der Landesregierung nach dem Verhältnis der Vertretung der Parteien in der Landesregierung zu bestellenden Mitgliedern sowie"

3.
Im § 7 Abs. 2 lit. b wird die Wortfolge "mindestens 9, höchstens aber 21" durch die Wortfolge "mindestens neun, höchstens aber 18" ersetzt.
Artikel III

Änderung des Oö. Land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes 


Das Oö. Land- und forstwirtschaftliche Schulgesetz, LGBl. Nr. 60/1997, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 92/2006, wird wie folgt geändert: 

§ 77 Abs. 1 Z. 2 bis 5 lauten:

"2.
neun von der Landesregierung unter Bedachtnahme auf das Kräfteverhältnis der politischen Parteien im Landtag bestellte Vertreterinnen und/oder Vertreter;
3.
16 von der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich entsandte Vertreterinnen und/oder Vertreter;
4.
zwei von der Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land- und Forstwirtschaft in Oberösterreich entsandte Vertreterinnen und/oder Vertreter;
5.
neun Vertreterinnen und/oder Vertreter der land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrerinnen und -lehrer, die vom Zentralausschuss der Personalvertretung dieser Lehrerinnen und Lehrer in geheimer schriftlicher Wahl unter Bedachtnahme auf das Kräfteverhältnis im Zentralausschuss zu wählen sind; die Wahlordnung ist durch Verordnung der Schulbehörde zu erlassen."
Artikel IV

Änderung des Oö. Objektivierungsgesetzes 1994


Das Oö. Objektivierungsgesetz 1994, LGBl. Nr. 102, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl Nr. 59/2005, wird wie folgt geändert:

1.
Im § 4 Abs. 1 wird das Wort "fünf" durch das Wort "neun" ersetzt.
2.
§ 4 Abs. 2 erster und zweiter Satz werden durch folgenden Satz ersetzt:

"Die Dienstgebervertreterinnen und/oder -vertreter sind von der Landesregierung nach dem Verhältnis der Vertretung der Parteien in der Landesregierung zu bestellen."

Artikel V

Änderung des Gesetzes über das landwirtschaftliche Siedlungswesen

Das Gesetz über das landwirtschaftliche Siedlungswesen, LGBl. Nr. 29/1970, in der Fassung der Landesgesetze LGBl. Nr. 16/1974 und LGBl. Nr. 29/1995, wird wie folgt geändert:

1.
§ 18 Abs. 2 lit. b lautet:


"b)
die bzw. der mit den Angelegenheiten der Bodenreform im Amt der Oö. Landes​regierung befasste leitende Beamtin bzw. Beamte als stellvertretende Vorsitzende bzw. stellvertretender Vorsitzender;"

2.
§ 18 Abs. 2 lit. e lautet:


"e)
neun weitere Mitglieder, die von der Landesregierung nach dem Verhältnis der Vertretung der Parteien in der Landesregierung auf die Dauer der Gesetzgebungs​periode des Landtags entsendet werden."

3.
Im § 18 Abs. 3 entfällt der erste Satz.

Artikel VI
Inkrafttreten


Dieses Landesgesetz tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft.
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